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Alle eint der Groll

Die AfD ist die Partei der radikalen Libertären / Von Justus Bender

Die Bekehrung des Calvinisten Bernd Lucke zum Eurokritiker muss im Jahr 1571 ihren Anfang genommen haben. Damals fand die erste Nationalsynode der reformierten Kirche in Emden statt, auf der sich die Gläubigen – wie die AfD-Gesinnten unserer Tage – gegen jede Form von Zentralismus aussprachen. „Keine Gemeinde soll über andere Gemeinden, kein Pastor über andere Pastoren, kein Ältester über andere Älteste, kein Diakon über andere Diakone den Vorrang oder die Herrschaft beanspruchen, sondern sie sollen lieber dem geringsten Verdacht und jeder Gelegenheit aus dem Wege gehen“, heißt es in Artikel 1 der Akten der Emder Synode. Im Jahr 1601 übertrug der calvinistische Staatstheoretiker Johannes Althusius diesen Gedanken auf die Gesellschaft. Dortige Gruppen – wie Griechenland in der Europäischen Union heute – sollen im Regelfall keine Unterstützung (subsidium) der Allgemeinheit erhalten, es soll eine Kultur der Selbsthilfe und Eigenverantwortung herrschen. Der Begriff der „Subsidiarität“ war geboren. 

Vier Jahrhunderte später wird ein norddeutscher Wirtschaftsprofessor namens Bernd Lucke zum Gemeindemitglied in der evangelisch-reformierten Kirche von Hamburg. Lucke gilt als frommer Mann, Calvin wird in seiner Gemeinde als großer Reformator verehrt. Was Althusius lehrt, wendet Lucke auch auf die EU an. Pleitestaaten sollen nicht mit deutschen Steuergeldern gerettet werden. Brüssel soll die Krümmung von deutschen Gurken ebenso wenig regeln wie die Vergabe von Sozialleistungen an Ausländer. Ein Nebeneinander der europäischen Völker schwebt Lucke vor, kein ESM, keine Schuldenunion, kein „subsidium“.

Für Luckes Partei, die „Alternative für Deutschland“, ist das Subsidiaritätsprinzip Segen und Fluch. Es bindet die Wählergruppen und erklärt den Erfolg. Doch jene Gruppen beherzigen ihre Überzeugungen – und wollen auch innerhalb der Partei keine Vergemeinschaftung ihrer Positionen. Die Konservativ-Liberalen in der AfD belächeln die Nationalliberalen für ihre Naivität. Die Grün-Liberalen meinen, den Linksliberalen der Partei fehle es an Umweltbewusstsein. Und einige der Professoralen, vor allem die Ökonomieprofessoren, erwecken den Eindruck, dass sie das Treiben des politischen Plebs insgesamt als Platitude empfinden. 

Viele der Intrigen, welche die AfD in den vergangenen Monaten erlebt hat, sind Grabenkämpfe zwischen diesen Gruppen. Die Besserwisser widmen sich ihrem Geschäft, doch unterliegt in ihrem Weltbild auch die eigene Partei dem Prinzip: Was der kleine Kreissprecher besser weiß, lässt er sich vom Bundesvorstand nicht ausreden – man wird doch wohl noch sagen dürfen! Dass AfD-Politiker die Flügelkämpfe nicht mehr leugnen, mag auch Taktik sein. Flügelkämpfe machen sich in der Zeitung besser als Intrigen, denn Flügelkämpfe suggerieren einen Streit um Inhalte.

Wie der AfD ihr Erfolg bei der Bundestagswahl gelang, erklärt sich erst in der Rückschau. Das Wahlprogramm war schmale vier Seiten lang. Die Parteilinie galt als konfus oder nicht existent. Es hieß, ganz grob, der Euro solle verschwinden, eine Rückkehr zur D-Mark sei denkbar und Griechenland, jenes Menetekel, solle kein Geld bekommen. Hatten sich Millionen AfD-Wähler in Deutschland also über Nacht zu heimlichen Buchhalter-Charakteren gemausert – zu Menschen, denen eine Unwucht in den Target-2-Salden innerhalb der Eurozone schlaflose Nächte bereitet? Die AfD war schon damals eine andere Partei als jene, die sie zu sein schien. Sie war nicht nur die Partei der Eurokritiker. Sie war und ist die Partei der radikalen Libertären. Die Eurokritik ist nur eine Seite ihres Portfolios, nicht ihr Kern. Die Eurokritik hat in der Partei mittlerweile denselben Wert wie das Bekenntnis eines Sozialdemokraten zur sozialen Frage. Sie ruft gähnendes Einverständnis hervor. Angesagt sind hingegen Thesen zur Familienpolitik, etwa die Ablehnung der Gleichstellung von Homosexuellen. 

Dass Libertäre einen Hilferuf Griechenlands als gefährliches Sozialstaatsdenken verurteilen, versteht sich. Gleiches gilt aber auch für die Einreise von polnischen Saisonarbeitern, die für wenige Monate als Erntehelfer nach Deutschland kommen und die dann einen Rechtsanspruch auf Kindergeld haben. Just jenes Thema wurde am Samstag auf dem Bundesparteitag in Aschaffenburg angesprochen – und als Schieflage kritisiert. Wer in der AfD eine Ansammlung von liberalen Wirtschaftstheoretikern vermutete, konnte stutzen: Wie fanden solche xenophoben Überzeugungen mit dem Ruf nach einer Währungsreform zusammen? Im Kontext des Subsidiaritätsdenkens werden hingegen auch die Schandmale der jüngsten Parteigeschichte schlüssig, sogar im mikroskopischen Bereich. Vor einiger Zeit wurde der Beitrittsantrag eines Mannes abgelehnt, weil er sich für eine Abschaffung des Strafgesetzparagraphen 130 Absatz 3 eingesetzt hatte. Dieser Paragraph stellt die Leugnung des Holocaust unter Strafe. Die Angelegenheit war eine Formalität, kein Skandal, die Partei reagierte schnell und konsequent. Der Mann betonte, kein Holocaust-Leugner zu sein. Er verbitte sich aber diesen Eingriff in seine Meinungsfreiheit. Wäre er aufgenommen worden, es wäre zu Zerwürfnissen gekommen. Unter den Anhängern eines Nachtwächterstaates aber entbehrt auch seine Forderung nicht einer gewissen Logik. 

Grün-liberale AfD-Mitglieder aus Sachsen empören sich über den Bau der umstrittenen Waldschlößchenbrücke im Elbtal und verbitten sich solche Eingriffe in der Nachbarschaft, ganz gleich ob aus Dresden, Berlin oder Brüssel. In Thüringen mischen sich nationalliberale AfD-Mitglieder unter die Gegner eines geplanten Asylbewerberheims – man habe ja nichts gegen Ausländer, aber die Regierung möge doch bitte nicht die Immobilienpreise ruinieren. Dass sie sich eine Partei teilen mit dem kultursinnigen AfD-Mitglied aus Hessen, der nur die angebliche Verschwendung von Steuermilliarden in dubiosen Brüsseler Kulturfonds anprangern möchte, mag verwundern. Alle eint aber der Groll auf jede Form von übergeordneter Macht, sei es Bürokratie, Zentralregierung oder die stets beklagte Repression durch die „politische Korrektheit“.
